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Öffentliche Debatte über "Betriebspensionen"

In der öffentlichen Diskussion der letzten Tage hat es einige Aufgeregtheiten über die Auswirkungen des Alterseinkünftegesetzes auf Empfänger von Betriebsrenten gegeben. In diesen Kanon miteinbezogen wurden auch die sozialversicherungsrechtlichen Änderungen, die bereits seit Anfang des Jahres gelten. Hier sind Klarstellungen erforderlich:

Alterseinkünftegesetz

Das Alterseinkünftegesetz dient der Umsetzung eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom März 2002. Hierin wird der Gesetzgeber verpflichtet, eine steuerliche Bevorzugung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu beseitigen. Das Bundesverfassungsgericht hat festgelegt, dass die Neuregelung spätestens zum 1. Januar 2005 in Kraft treten muss.

Das von der Bundesregierung vorgelegte Alterseinkünftegesetz setzt die Empfehlungen der Sachverständigenkommission für eine Neuregelung auf der Grundlage der nachgelagerten Besteuerung um.

Die vorgeschlagene Regelung nimmt Rücksicht auf Besitzstände und gewährleistet den notwendigen Vertrauensschutz. Die große Mehrheit der Bezieher von Renteneinkommen bleibt auch nach der Neuregelung steuerunbelastet. 

Ein Alleinstehender kann aus der gesetzlichen Rentenversicherung eine Rente bis zu einer Höhe von rund 18.900 € jährlich steuerunbelastet beziehen, wenn keine anderen Einkünfte hinzutreten.

Die Bundesregierung hat von Beginn an darauf hingewiesen, dass die Neuregelung in solchen Fällen, in denen Renteneinkommen mit anderen Einkünften zusammen treffen, zu begrenzten Mehrbelastungen führen kann. Das gilt auch für Fälle, in denen neben einer Rente zusätzlich noch eine Werkspension bezogen wird. Dabei darf nicht übersehen werden, dass gerade die faktische Steuerfreistellung solcher zusätzlichen Einkünfte einer der Gründe für die verfassungsrechtliche Beanstandung der bisherigen Rechtslage war.

An der Besteuerung der Werkspensionen selbst ändert sich auch im Jahr 2005 nichts!

Werkspensionen sind in der Vergangenheit wie Beamtenpensionen besteuert worden und werden auch in der Zukunft wie Beamtenpensionen besteuert. Insoweit gibt es keinen Änderungsauftrag vom Bundesverfassungsgericht.

Arbeitnehmern, die 2005 in Rente gehen, und den aktuellen Rentnern bleibt der für Werkspensionen geltende Versorgungsfreibetrag von bis zu 3.072 € wie auch der Arbeitnehmerpauschbetrag in Höhe von 920 € unverändert für den Rest ihres Lebens erhalten. Jeder Rentner wird also künftig einen "jahrgangsspezifischen" persönlichen Freibetrag erhalten, der in der Folgezeit nicht weiter abgeschmolzen wird. 

Dieser Freibetrag bleibt erhalten, obwohl für die auf Direktzusagen beruhenden Werkspensionen nie versteuerte oder mit Sozialabgaben belastete Beiträge entrichtet wurden. 

Die in verschiedenen Pressestimmen angesprochenen Mehrbelastungen von Werkspensionen gehen auf die verstärkte steuerliche Erfassung der gesetzlichen Renten zurück. Damit erfüllen wir den Auftrag des Bundesverfassungsgerichts, das gerade die faktische Steuerfreistellung der zusätzlichen Einkünfte der Rentner gerügt hatte.

Für die 2005 existierenden oder neu hinzu kommenden Sozialrentner gilt 2005 ein steuerlicher Erfassungssatz in Höhe von 50 % bzw. eine Freistellung der in 2005 bezogenen Rente ebenfalls in Höhe von 50 %. Diese Freistellung bleibt bis zum Lebensende garantiert. 

Die Sachverständigenkommission hat ausdrücklich festgestellt, dass auch eine deutlich höhere steuerliche Erfassung als der vorgesehene Satz von 50 % bereits für Altrentner ab 2005 möglich wäre. Die Bundesregierung hat bewusst im Interesse des Vertrauensschutzes für die ältere Generation den vorhandenen Spielraum nach unten voll genutzt.

Die in der Presse zitierten Belastungsbeispiele mit Betriebsrenten müssen im Gesamtzusammenhang der allgemein üblichen Maßstäbe der Steuerbelastung beurteilt werden.

Die Bild-Zeitung führt zum Beispiel einen Rentner mit einer Monatsrente von 1.250 € (Jahresrente von 15.000 €) und einer Werkspension von 830 € monatlich (Jahresbetrag rd. 10.000 €) an. Dieser Steuerpflichtige zahlt nach geltendem Recht überhaupt keine Einkommensteuer. Nach der vorgeschlagenen Neuregelung werden in diesem Fall in der Tat künftig 473 € Steuern jährlich bzw. knapp 40 € monatlich fällig, weil der höhere steuerpflichtige Rentenanteil der gesetzlichen Rente dazu führt, dass das zu versteuernde Gesamteinkommen nunmehr über dem Grundfreibetrag liegt.

Werkspensionen werden steuerlich wie Lohn behandelt. Daher ist es notwendig, zur Beurteilung der Steuerbelastung sich vergleichsweise die Situation eines alleinstehenden Arbeitnehmers mit gleichem Bruttojahresverdienst von 25.000 € anzuschauen. Seine steuerliche Jahresbelastung (Lohnsteuer und Solidaritätszuschlag) beträgt rd. 3.600 € und damit mehr als das 7,5 fache des Vergleichsfalls eines Beziehers von Rente und Werkspension.

Fazit: Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Neuregelung lässt noch einen erheblichen Teil der Begünstigungswirkung fortwirken, insbesondere gilt dies für die derzeitige Rentnergeneration und die des Jahrganges 2005. Auch für die in den folgenden Jahren eintretenden Rentner wächst die Belastung nur sehr langsam. Erst ab dem Jahr 2040 werden Rentner steuerlich mit Pensionären und Arbeitnehmern vergleichbar belastet sein.

Zur Kritik an der geplanten Aufhebung des § 40b EStG im Bereich der kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung

Die Aufhebung des § 40b EStG im Bereich der kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung führt nicht zu einer Verschlechterung der steuerlichen Rahmenbedingungen der betrieblichen Altersversorgung, sondern im Gegenteil zu einer Verbesserung, weil gleichzeitig die Steuerbefreiung in § 3 Nr. 63 EStG auf Beiträge zu Direktversicherungen ausgeweitet wird. Das heißt, die 20 %-ige Pauschallohnsteuer des § 40b EStG wird eingetauscht in die Steuerbefreiung des § 3 Nr. 63 EStG. Beiträge zu Direktversicherungen sind heute mit Lohnsteuer belastet, ab 2005 sind sie steuerbefreit. Altverträge sind nicht betroffen.

Weil die Maßnahme nicht für Altverträge gilt, führt die Aufhebung der Pauschalbesteuerung (Änderung im § 40b EStG) im Finanzplanungszeitraum isoliert zu keinen Steuermehreinnahmen. Allerdings führt die Steuerfreiheit der Beiträge auch für Direktversicherungen (Änderung im § 3 Nr. 63 EStG) mittelfristig zu erheblichen Steuermindereinnahmen in einer Größenordnung von 1 Mrd. € pro Jahr.

Arbeitnehmer mit Anspruch auf eine Direktversicherung werden dadurch unmittelbar begünstigt. Die Steuermindereinnahmen sind per Saldo erheblich, der Vereinfachungseffekt allerdings auch. Künftig erhalten die Durchführungswege Pensionskasse, Pensionsfonds und Direktversicherung einen einheitlichen Förderrahmen. Mögliche Begünstigungen oder Benachteiligungen einzelner Durchführungswege infolge der unterschiedlichen steuerlichen Rahmenbedingungen werden abgeschafft.

Die Pauschalbesteuerung von Beiträgen für eine Direktversicherung aufzugeben ist aber auch steuersystematisch geboten. Denn die Pauschalbesteuerung als klassischer Fall der sog. vorgelagerten Besteuerung passt nicht mehr in ein Besteuerungssystem, welches auf eine sog. nachgelagerte Besteuerung der Versorgungsleistungen ausgerichtet ist. 

Schlechterstellungen für den einzelnen Arbeitnehmer wollen wir vermeiden, daher sind großzügige Übergangsregelungen vorgesehen.

In die (begrenzte) Steuerfreiheit für die kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung, die bisher nur Pensionsfonds und Pensionskassen betrifft, werden ab 1. Januar 2005 die Beiträge für eine Direktversicherung einbezogen. Damit können insbesondere auch Arbeitnehmer in kleinen und mittleren Unternehmen, in denen den Arbeitnehmern hinsichtlich des Anspruchs auf Entgeltumwandlung keine nach § 3 Nr. 63 EStG begünstigte betriebliche Altersversorgung über einen Pensionsfonds oder eine Pensionskasse angeboten wird, von der Möglichkeit der steuerfreien und bis 2008 sozialversicherungsfreien Entgeltumwandlung Gebrauch machen. 

Gegenwärtig können Arbeitnehmer Aufwendungen in Höhe von 4 % der Beitragsbemessungsgrenze (BBG) in der Rentenversicherung nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei für die betriebliche Altersvorsorge einsetzen. Rein rechnerisch würde ein Ausweiten des Volumens auf z.B. 8 % der Beitragbemessungsgrenze zu jährlichen Steuermindereinnahmen in einer Größenordnung von 4 Mrd. € führen (Annahme: Inanspruchnahme durch nur 15 % der Steuerpflichtigen = 5 Mio. Arbeitnehmer). Hinzu käme das zusätzliche Ausfallpotential in den Sozialversicherungskassen durch umgewandelte reguläre Arbeitsentgelte.

Erhöhung der GKV-Beiträge

Auf die Betriebsrente ist seit Januar dieses Jahres der volle Krankenkassenbeitrag zu zahlen - bisher wurde nur der halbe - (fiktive Arbeitnehmer-) Beitrag erhoben.

Ferner wurde festgelegt, dass die zusätzlichen Einnahmen aus dieser Maßnahme zu dem Teil der Finanzierungselemente gehören, die vollständig zur anvisierten Beitragssatzsenkung verwendet werden sollen. 

Begründet wird die Maßnahme damit, dass der Deckungsbeitrag der Rentner zur Krankenversicherung der Rentner von 1970 mit 70 % auf inzwischen 43 % gesunken ist.

Wer neben der gesetzlichen Rente keine weiteren Versorgungsbezüge erhält, für den ändert sich nichts. Auch auf die echte Privatvorsorge z.B. in Form einer Lebensversicherung haben Pflichtversicherte künftig keine Krankenkassenbeiträge zu zahlen. Auch hieran ändert sich durch die Gesundheitsreform nichts.






